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NIEDERSCHRIFT 

ÜBER DIE SITZUNG (24) 

ÖFFENTLICHER TEIL 

AM 6. DEZEMBER 2021 UM 19:30 UHR 

IN DER TURNHALLE WOHMBRECHTS 

 

 

Vorsitzender: Erster Bürgermeister Oliver-Kersten Raab 

 

Anwesend:  Rebecca Schmalzl  

 Manuel Deinhart  

 Stephan Fey  

 Florian Gsell  

 Alexander Linke  

 Armin Müller  

 Anton Pfeiffer  

 Andreas Roth  

 Stefan Wiggenhauser  

 Armin Woll  

 Wolfgang Zodel  

 

Entschuldigt:  Heike Kirchmann  

 Heinz Lieg  

 Manfred Scheuerl  

 

 

  

Gemeinderat Hergatz 
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Ö f f e n t l i c h e r   T e i l 

Tagesordnung: 

 

1. Genehmigung von Niederschriften 

2. Änderung der Geschäftsordnung 
hier: Beratung und Beschluss über die Aufnahme von Hybridsitzungen 

3. Reinigungs- und Sicherungsverordnung 
hier: Beratung und Beschluss über den Erlass der aktualisierten Verordnung 

4. Hundesteuersatzung 
hier: Beratung und Beschluss über den Erlass einer neuen Hundesteuer- 
        satzung 

5. IT-Outsourcing 
hier: Beratung und Beschluss über die Überführung der IT in ein Rechen- 
        zentrum 

6. Kita Dachgeschossausbau 
hier: Information zur Kostenfeststellung 

7. Bauanträge / Bauvoranfragen 

7.1 Antrag auf Baugenehmigung 24/2021 
hier: Einbau einer Dachgeschoßwohnung Anbau einer Außentreppe, 
        Maria-Thann 25 

7.2 Antrag auf Baugenehmigung 25/2021 
hier: Anbau an das best. Einfamilienhaus und Einbau von zwei Dachgaupen, 
        Im Morgental 16 

7.3 Antrag auf Baugenehmigung 26/2021 
hier: Abbruch des baufälligen Wohnteils und Wiederaufbau als Wohngebäude 
        mit 3 Wohnungen, Im Eichenstock 1 

8. Bekanntgabe der in der nicht öffentlichen Sitzung vom 04.10.2021 gefassten 
Beschlüsse 

9. Sonstiges / Anträge 
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Der Vorsitzende, Erster Bürgermeister Oliver-Kersten Raab, eröffnet um 19:30 Uhr die 
24. Gemeinderatssitzung und stellt fest, dass zu dieser form- und fristgerecht eingeladen 
wurde.  
Ebenso stellt er fest, dass der Gemeinderat mit 12 stimmberechtigten Mitgliedern vertreten 
und beschlussfähig ist. Gemeinderäte Lieg und Scheuerl sowie Gemeinderätin Kirchmann sind 
entschuldigt. 
Einwände gegen die Tagesordnung von Seiten des Gemeinderats bestehen nicht.  
Der Vorsitzende begrüßt Herrn Winkler von der Presse. Es sind keine Bürger/innen im Zuhö-
rerbereich anwesend. 
 
 
 

TOP 1   
Genehmigung von Niederschriften AZ: 0241 

 

Die Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates Nr. 23 vom 08.11.2021 soll ge-
nehmigt werden. Das Protokoll wurde vorab dem Gemeinderat übersandt bzw. im R.I.S. zur 
Durchsicht bereitgestellt. Es gab keine Beanstandungen. 
 

Beschluss: 

 

Die Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates Nr. 23 vom 08.11.2021 wird ge-
nehmigt.  
 

Abstimmungsergebnis:  12 : 0 (einstimmig genehmigt) 

 

 

TOP 2   
Änderung der Geschäftsordnung 

hier: Beratung und Beschluss über die Aufnahme von Hybridsitzungen 

AZ: 0241 

 

Am 17.03.2021 hat der bayerische Landtag eine Gesetzesänderung zur Ermöglichung von 
Hybridsitzungen beschlossen. Der Gemeinderat hat bereits in seiner Sitzung vom 01.03.2021 
vorsorglich den Beschluss zur Durchführung von Hybridsitzungen gefasst. Sollen auch ab dem 
01.01.2022 Hybridsitzungen ermöglicht werden, muss eine Aufnahme der Regelung in die Ge-
schäftsordnung erfolgen. Da diese Entscheidung aber gleichwohl weitreichende Änderungen 
der bisherigen Entscheidungsabläufe bedeutet, muss der Beschluss mit einer Zweidrittel-
Mehrheit der abstimmenden Mitglieder des Gemeinderats (also einschließlich des ersten Bür-
germeisters) gefasst werden. Die Geschäftsordnung soll wie folgt geändert werden: 
 

1. Änderung der Geschäftsordnung für den Gemeinderat und die Ausschüsse 
der Gemeinde Hergatz 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Hergatz hat auf Grund des § 45 Abs. 1 der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 9. März 2021 
(GVBl. S. 74) geändert worden ist in seiner Sitzung am 06.12.2021 folgende  

 
1. Änderung der Geschäftsordnung  

 
beschlossen:  
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§1 
 

Die Geschäftsordnung wird um den § 18 a ergänzt in der folgenden Fassung: 
 
§ 18a Hybridsitzungen 
 
(1) Gemeinderatsmitglieder können an Sitzungen des Gemeinderats und seiner Ausschüsse 
mittels Ton-Bild-Übertragung teilnehmen (Art. 47a GO).  
(2) 1Gemeinderatsmitglieder, die mittels Ton-Bild-Übertragung an der Sitzung teilnehmen wol-
len, müssen dies dem Ersten Bürgermeister oder der ersten Bürgermeisterin zwei Wochen vor 
der Sitzung mitteilen. ²Die Höchstzahl der zuschaltbaren Teilnehmenden ist unbegrenzt. ³Der 
Erste Bürgermeister oder die Erste Bürgermeisterin bespricht im Vorfeld einer Sitzung mit den 
weiteren Bürgermeistern oder Bürgermeisterinnen und Listensprechern oder Listenspreche-
rinnen die Durchführung der jeweiligen Sitzung in Präsenz oder in Hybridform und legt die 
Sitzungsform in der Ladung fest. 
(3) Der Verantwortungsbereich der Gemeinde beschränkt sich auf die Bereitstellung der Platt-
form zur audiovisuellen Zuschaltung. Ist entweder mindestens ein Gemeinderatsmitglied zu-
geschaltet oder bestätigt ein Test, dass eine Zuschaltmöglichkeit besteht, wird vermutet, dass 
der Grund für eine Nichtzuschaltung eines Gemeinderatsmitglieds nicht im Verantwortungs-
bereich der Gemeinde liegt (Art. 47a Abs. 4 Satz 5 GO). 
(4) Eine Bildunterbrechung durch zugeschaltete Gemeinderatsmitglieder ist auch bei vorüber-
gehendem Verlassen des Platzes untersagt (Art. 47a Abs. 3 Satz 1 GO). 
(5) Bei zugeschalteten Gemeinderatsmitgliedern erfolgt die Abstimmung per Handzeichen. Ist 
ein Gemeinderatsmitglied zum Zeitpunkt der Abstimmung nicht sicht- oder hörbar, genügt die 
Abstimmung über die Chatfunktion. 
(6) Bei Zuschaltung mittels Ton-Bild-Übertragung zu einer nichtöffentlichen Sitzung haben die 
zugeschalteten Gemeinderatsmitglieder dafür Sorge zu tragen, dass die Übertragung in ihrem 
Verantwortungsbereich nur von ihnen wahrgenommen wird (art. 47a Abs. 5 GO). 

 
§2 

 
Die 1. Änderung der Geschäftsordnung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
Hergatz, 06.12.2021 
 
Oliver-Kersten Raab 
Erster Bürgermeister 
 

Gemeinderat Linke schlägt hier vor, eine Mikrofonanlage anzuschaffen, damit Wortmeldungen 
besser verstanden werden, sowohl die, der Besucher und der anwesenden Gemeinderäte in 
der Halle, als auch die, der online zugeschalteten Ratsmitglieder. Gemeinderat Wiggenhauser 
befürwortet, dass die Technik angepasst werden soll. Der Vorsitzende informiert, dass dies-
bezüglich bereits Haushaltmittel vorgesehen seien. Er weist zudem darauf hin, dass es ent-
weder Online- oder Präsenz-Sitzungen geben sollte. Eine Mischform, bei der einige Gemein-
deräte zuhause und in der Halle teilnehmen sei technisch besonders anspruchsvoll.  
Gemeinderätin Schmalzl erklärt abschließend, dass die 14-Tage-Frist unter § 18a Abs. 2 dar-
aus resultiere, damit bei der Sitzungsvorbesprechung geklärt werden könne, ob eine Online- 
oder eine Präsenzsitzung stattfinden soll. 
 

Beschluss: 

 
Der Gemeinderat beschließt die 1. Änderung der Geschäftsordnung für den Gemeinderat und 
die Ausschüsse der Gemeinde Hergatz in der vorliegenden Fassung. 
 

Abstimmungsergebnis:  12 : 0 (einstimmig genehmigt) 
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TOP 3   
Reinigungs- und Sicherungsverordnung 

hier: Beratung und Beschluss über den Erlass der aktualisierten 

         Verordnung 

AZ: 6314 

 

Die Rechtsgrundlage, auf Grund der die Gemeinden eine Reinigungs- und Sicherungsverord-
nung erlassen können, hat sich geändert. Die Kommunen sind daher angehalten, ihre Verord-
nungen neu zu erlassen. In der Verordnung über die Reinhaltung und Reinigung der öffentli-
chen Straßen und die Sicherung der Gehbahnen im Winter wurden redaktionelle Änderungen 
vorgenommen sowie Begriffsbestimmungen eingefügt. Die Satzung mit den markierten Ände-
rungen wird den Ratsmitgliedern präsentiert: 
 

Verordnung über die Reinhaltung und Reinigung der öffentlichen Straßen 
und die Sicherung der Gehbahnen im Winter 

(Reinigungs- und Sicherungsverordnung) 
 
Aufgrund des Art. 51 Abs. 4 und 5 des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes (BayStrWG) in der 
Bekanntmachung vom 5. Oktober 1981 (BayRS 91-1-l), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2020 (GVBl. S. 683) erlässt die Gemeinde Hergatz folgende Verordnung: 
 

Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1 – Inhalt der Verordnung 
Diese Verordnung regelt Inhalt und Umfang der Reinhaltungs-, Reinigungs- und Sicherungspflichten 
auf den öffentlichen Straßen in der Gemeinde Hergatz. 
 
 

§ 2 – Begriffsbestimmungen 
(1) Öffentliche Straßen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 

Straßen, Wege und Plätze mit ihren Bestandteilen im Sinne des Art. 2 Nr. 1 BayStrWG in der je-
weiligen Fassung. Hierzu gehören insbesondere die Fahrbahnen, die Trenn-, Seiten-, Rand- und 
Sicherheitsstreifen, die Geh- und Radwege und die der Straße dienenden Gräben, Böschungen, 
Stützmauern und Grünstreifen. Die Bundesautobahnen sind keine öffentlichen Straßen im Sinne 
dieser Verordnung. 

(2) Gehbahnen sind 
a) die für den Fußgängerverkehr bestimmten, befestigten und abgegrenzten Teile der öffentli-

chen Straßen (insbesondere Gehwege sowie gemeinsame Geh- und Radwege) und die 
selbstständigen Gehwege sowie die selbstständigen gemeinsamen Geh- und Radwege 
oder 

b) in Ermangelung einer solchen Befestigung oder Abgrenzung die dem Fußgänger-verkehr die-
nenden Teile am Rande der öffentlichen Straßen  

in einer Breite von 1,0 m, gemessen von der Straßengrundstücksgrenze aus. 
(3) Geschlossene Ortslage ist der Teil des Gemeindegebiets, der in geschlossener oder offener Bau-

weise zusammenhängend bebaut ist. Einzelne unbebaute Grundstücke, zur Bebauung ungeeig-
netes oder ihr entzogenes Gelände oder einseitige Bebauung unterbrechen den Zusammenhang 
nicht (Art. 4 Abs. 1 Satz 2 und 3 BayStrWG). 
 
 

Reinhaltung der öffentlichen Straßen 
 

§ 3 – Verbote 
(1) Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit ist es untersagt, öffentliche Straßen mehr als 

nach den Umständen unvermeidbar zu verunreinigen oder verunreinigen zu lassen. 
(2) Insbesondere ist es verboten,  

a) auf öffentlichen Straßen Putz-, Waschwasser, Jauche oder sonstige verunreinigende Flüs-
sigkeiten aufzuschütten oder ausfließen zu lassen, Fahrzeuge, Maschinen oder sonstige Ge-
räte zu säubern, Tierfutter auszubringen; 
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b) Gehwege durch Tiere verunreinigen zu lassen; 
c) Steine, Bauschutt, Holz, Schrott, Gerümpel, Verpackungen, Behältnisse sowie Eis und 

Schnee 
1. auf öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder zu lagern, 
2. neben öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder zu lagern, wenn dadurch die 

Straßen verunreinigt werden können, 
3. in Abflussrinnen, Kanaleinlaufschächte, Durchlässe oder offene Abzugsgräben der 

öffentlichen Straßen zu schütten oder einzuleiten. 
(3) Das Abfallrecht bleibt unberührt. 
 

Reinigung der öffentlichen Straßen 
 

§ 4 – Reinigungspflicht 
(1) Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit haben die Eigentümer und die zur Nutzung 

dinglich Berechtigten von Grundstücken, die innerhalb der geschlossenen Ortslage an öffentli-
chen Straßen angrenzen (Vorderlieger) oder über diese öffentlichen Straßen mittelbar erschlos-
sen werden (Hinterlieger), die in § 6 bestimmten Reinigungsflächen gemeinsam auf eigene Kos-
ten zu reinigen. Grundstücke werden über diejenigen Straßen mittelbar erschlossen, zu denen 
über dazwischenliegende Grundstücke in rechtlich zulässiger Weise Zugang oder Zufahrt genom-
men werden darf. 

(2) Grenzt ein Grundstück an mehrere öffentliche Straßen an oder wird es über mehrere derartige 
Straßen mittelbar erschlossen oder grenzt es an eine derartige Straße an, während es über eine 
andere mittelbar erschlossen wir, so besteht die Verpflichtung für jede dieser Straßen. 

(3) Die Vorderlieger brauchen eine öffentliche Straße nicht zu reinigen, zu der sie aus tatsächlichen 
oder aus rechtlichen Gründen keinen Zugang und keine Zufahrt nehmen können und die von ih-
rem Grundstück aus nur unerheblich verschmutzt werden kann. 

(4) Keine Reinigungspflicht trifft ferner die Vorder- oder Hinterlieger, deren Grundstücke einem öf-
fentlichen Verkehr gewidmet sind, soweit auf diesen Grundstücken keine Gebäude stehen. 

(5) Zur Nutzung dinglich Berechtigte im Sinne des Absatzes 1 sind die Erbbauberechtigten, die Nieß-
braucher, die Dauerwohn- und Dauernutzungsberechtigten und die Inhaber eines Wohnungs-
rechtes nach § 1093 BGB. 

 
§ 5 – Reinigungsarbeiten 

Zur Erfüllung ihrer Reinigungspflicht haben die Vorder- und Hinterlieger die öffentlichen Straßen, und 
zwar innerhalb der in § 6 genannten Reinigungsflächen zu reinigen. 
Sie haben dabei die Gehwege, die gemeinsamen Geh- und Radwege, die Radwege und die innerhalb 
der Reinigungsflächen befindlichen Teile der Fahrbahn (einschließlich der Parkstreifen) nach Bedarf 

a) zu kehren und den Kehricht, Schlamm und sonstigen Unrat zu entfernen (soweit eine Entsor-
gung in üblichen Hausmülltonnen für Biomüll, Papier oder Restmüll oder in Wertstoffcontai-
nern möglich ist); entsprechendes gilt für die Entfernung von Unrat auf den Grünstreifen. 
Im Herbst sind die Reinigungsarbeiten bei Laubfall, soweit durch das Laub – insbesondere bei 
feuchter Witterung – die Situation als verkehrsgefährdend einzustufen ist, ebenfalls durchzu-
führen. 

b) von Gras und Unkraut sowie Moos und Anflug von sonstigen Pflanzen zu befreien, soweit es 
aus Ritzen und Rissen im Straßenkörper wächst. 

c) insbesondere nach einem Unwetter sowie bei Tauwetter, die Abflussrinnen und Kanaleinläufe 
freizumachen, soweit diese innerhalb der Reinigungsflächen (§6) liegen. 

 
 

§ 6 – Reinigungsfläche 
(1) Die Reinigungsfläche ist der Teil der öffentlichen Straßen, der zwischen der gemeinsamen 

Grenze des Vorderliegergrundstücks mit dem Straßengrundstück, 
und 
a) Gehwege, gemeinsame Geh- und Radweg, Radwege sowie Grünstreifen und von der Fahr-

bahn getrennte Parkstreifen, 
b) eine parallel zum Fahrbahnrand in einem Abstand von 1,0 m verlaufende Linie innerhalb der 

Fahrbahn, sofern Wege oder Park- und Grünstreifen nach a) nicht vorhanden sind 
liegt, wobei Anfang und Ende der Reinigungsfläche vor einem Grundstück jeweils durch die von 
den Grundstückgrenzen aus senkrecht zur Straße gezogenen Linien bestimmt werden. 
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(2) Bei einem Eckgrundstück gilt Absatz 1 entsprechend für jede öffentliche Straße, an die das 
Grundstück angrenzt, einschließlich der gegebenenfalls in einer Straßenkreuzung liegenden Flä-
chen. 

 
§ 7 – Gemeinsame Reinigungspflicht der Vorder- und Hinterlieger 

(1) Die Vorderlieger tragen gemeinsam mit den ihnen zugeordneten Hinterliegern die Reinigungs-
pflicht für ihre Reinigungsflächen. Sie bleiben auch dann gemeinsam verantwortlich, wenn sie 
sich zur Erfüllung ihrer Pflichten anderer Personen oder Unternehmer bedienen; das Gleiche gilt 
auch für den Fall, dass zwischen Vorder- und Hinterliegern Vereinbarungen nach § 8 (Aufteilung 
der Reinigungsarbeiten) abgeschlossen sind. 

(2) Ein Hinterlieger ist dem Vorderlieger zugeordnet, über dessen Grundstück er Zugang oder Zu-
fahrt zu derselben öffentlichen Straße nehmen darf, an die auch das Vorderliegergrundstück an-
grenzt. 

 
§ 8 – Aufteilung der Reinigungsarbeiten bei Vorder- und Hinterliegern 

(1) Es bleibt den Vorder- und Hinterliegern überlassen, die Aufteilung der auf sie treffenden Arbeiten 
untereinander durch Vereinbarung zu regeln. 

(2) Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so kann jeder Vorder- oder Hinterlieger eine Entschei-
dung der Gemeinde über die Reihenfolge und die Zeitdauer, in der sie ihre Arbeiten zu erbringen 
haben, beantragen. Unterscheiden sich die Grundstücke der einander zugeordneten Vorder- und 
Hinterlieger hinsichtlich der Flächen wesentlich, kann die Entscheidung beantragt werden, dass 
die Arbeiten nicht in gleichen Zeitabständen zu erbringen sind, sondern dass die Zeitabschnitte in 
demselben Verhältnis zueinander stehen, wie die Grundstücksflächen. 
 

Sicherung der Gehbahnen im Winter 
 

§ 9 – Sicherungspflicht 
(1) Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder Besitz haben die Vorder- 

und Hinterlieger die in § 11 bestimmten Abschnitte der Gehbahnen (Sicherungsfläche) der öffent-
lichen Straßen, die an ihr Grundstück angrenzen oder ihr Grundstück mittelbar erschließen, auf 
eigene Kosten in sicherem Zustand zu erhalten. 

(2) § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 5, §§ 7 und 8 gelten sinngemäß. Die Sicherungspflicht besteht für 
alle Straßen (§ 2 Abs. 1) innerhalb der geschlossenen Ortslage (§ 2 Abs. 3). 

 
§ 10 – Sicherungsarbeiten 

(1) Die Vorder- und Hinterlieger haben die Sicherungsfläche an Werktagen ab 7 Uhr und an Sonn- 
und gesetzlichen Feiertagen ab 8 Uhr von Schnee zu räumen und bei Schnee-. Reif- oder Eis-
glätte mit geeigneten abstumpfenden Stoffen (z.B. Sand, Splitt), nicht jedoch mit Tausalz oder 
ätzenden Mitteln zu bestreuen oder das Eis zu beseitigen. Bei besonderer Glättegefahr (z.B. an 
Treppen oder starken Steigungen) ist das Streuen von Tausalz zulässig. Diese Sicherungsmaß-
nahmen sind bis 20 Uhr so oft zu wiederholen, wie es zur Verhütung von Gefahren für Leben, 
Gesundheit, Eigentum oder Besitz erforderlich ist. 

(2) Der geräumte Schnee oder die Eisreste (Räumgut) sind neben der Gehbahn so zu lagern, dass 
der Verkehr nicht gefährdet oder erschwert wird. Abschlussrinnen, Hydranten, Kanaleinlauf-
schächte und Fußgängerüberwege sind bei der Räumung freizuhalten. 

 
§ 11 - Sicherungsfläche 

(1) Sicherungsfläche ist die vor dem Vorderliegergrundstück innerhalb der in § 6 genannten Reini-
gungsfläche liegende Gehbahn nach § 2 Abs. 2. 

(2) § 6 Abs. 2 gilt sinngemäß 
 

Schlussbestimmungen 
 

§ 12 – Befreiung und abweichende Regelungen 
(1) Befreiungen vom Verbot der Straßenverunreinigung nach § 3 gewährt die Gemeinde, wenn der 

Antragsteller die unverzügliche Reinigung besorgt. 
(2) In Fällen, in denen die Vorschriften dieser Verordnung zu einer erheblichen unbilligen Härte füh-

ren würden, die dem Betroffenen auch unter Berücksichtigung der öffentlichen Belange und der 
Interessen der übrigen Vorder- und Hinterlieger nicht zugemutet werden kann, spricht die Ge-
meinde auf Antrag durch Bescheid eine Befreiung aus oder trifft unbeschadet des § 8 Abs. 2 
sonst eine angemessene Regelung. Eine solche Regelung hat die Gemeine auch zu treffen in 
Fällen, in denen nach dieser Verordnung auf Vorder- und Hinterlieger keine Verpflichtung trifft. 
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Die Entscheidung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen oder Widerrufsvorbehalt erteilt 
werden. 

 

§ 13 – Ordnungswidrigkeiten 
Gemäß Art. 66 Nr. 5 BayStrWG kann mit einer Geldbuße bis zu eintausend Euro belegt werden, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 3 eine öffentliche Straße verunreinigt oder verunreinigen lässt, 
2. die ihm nach den §§ 4 und 5 obliegenden Reinigungspflicht nicht erfüllt, 
3. entgegen den §§ 9 und 10 die Gehbahnen nicht oder nicht rechtzeitig sichert. 

 
§ 14 Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie gilt 20 Jahre. 
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Reinhaltung, Reinigung und Sicherung der öffentlichen 

Straßen vom 06.03.2007 außer Kraft. 
 

Gemeinderat Wiggenhauser stellt die Haftung bei Unfällen in Frage, wenn der Bauhof im Win-
ter kulanzhalber Gehwege räume. Die Verwaltung werde die Haftungsfrage für solche Unfälle 
abklären, so der Vorsitzende. 
 
Beschluss: 

 

Der Gemeinderat beschließt die Verordnung über die Reinhaltung und Reinigung der öffentli-
chen Straßen und die Sicherung der Gehbahnen im Winter in der vorliegenden Fassung. 
 

Abstimmungsergebnis:  12 : 0 (einstimmig genehmigt) 

 

 

TOP 4   
Hundesteuersatzung 

hier: Beratung und Beschluss über den Erlass einer neuen Hunde- 

         steuersatzung 

AZ: 9243 

 

Die Hundesteuersatzung der Gemeinde Hergatz wurde zuletzt in der Gemeinderatssitzung 
vom 07.12.2015 mit Wirkung zum 01.01.2016 angepasst. Die Hundesteuer wurde erhöht, da 
der Kostenaufwand für die Gemeinde gestiegen war. Inzwischen ist die Anzahl der Hundetoi-
letten weiter erhöht worden. Insgesamt gibt es 22 Hundetoiletten im Gemeindegebiet. Diese 
werden wöchentlich geleert und die Hundekotbeutel werden wieder aufgefüllt. Die finanziellen 
Aufwendungen der Gemeinde für die Bereitstellung der Hundetoiletten belaufen sich in 2021 
auf ca. 7.500 Euro. Davon entfallen auf Materialkosten ca. 2.000 Euro und auf Personalkosten 
ca. 5.500 Euro. Die Ausgaben wurden laut Vorsitzenden hier am unteren Bereich zugunsten 
der Hundebesitzer angesetzt. Die Einnahmen der Hundesteuer belaufen sich in 2021 auf 
5.640,00 Euro (112 Ersthunde, 12 Zweithunde und 4 weitere Hunde, abgemeldete Hunde wur-
den bereits berücksichtigt). Eine Kostendeckung müsse das Ziel der Gemeinde sein. 
 
Im Folgenden die Aufstellung der Hundesteuer in anderen Kommunen: 
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€-

€20,00 

€40,00 
€60,00 

€80,00 
€100,00 

1. Hund
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Der Vorsitzende informiert, dass die Hundesteuer in Hergatz im Vergleich zu anderen Kom-
munen im Umkreis vergleichsweise niedrig ist. Eine Anpassung würde einer Kostendeckung 
der laufenden Kosten näherkommen. Es wird vorgeschlagen, die Hundesteuer moderat wie 
folgt anzuheben: 
 

 bisher neu 

Erster Hund 40 Euro 60 Euro 

Zweiter Hund 85 Euro 100 Euro 

Weitere Hund 115 Euro 120 Euro 

Kampfhund 560 Euro 600 Euro 

 
Durch die vorgeschlagene Erhöhung würden sich die Mehreinnahmen in 2022 auf voraussicht-
lich 2.240 Euro belaufen. Somit würden die voraussichtlichen Kosten in Höhe von ca. 7.500 
Euro voraussichtlichen Einnahmen in Höhe von ca. 7.880 Euro gegenüberstehen. Es sei zu 
berücksichtigen, dass die Personalkosten jährlich steigen, bedingt durch tarifliche Anpassun-
gen als auch durch steigenden Zeitaufwand aufgrund der Erhöhung der Anzahl an Hundetoi-
letten auch in 2022. 
 
Die Hundesteuersatzung war auch redaktionell anzupassen. Die neue Fassung orientiert sich 
an der Mustersatzung des Bayerischen Gemeindetags.  
 
Folgende inhaltlich Anpassungen zur bisherigen Satzung werden vorgeschlagen: 
 
§ 2 Nr. 7: (ebenso in der Satzung der Gemeinde Röthenbach)   
Steuerfrei ist das Halten von 
 
7. Hunden, die aus dem nach den Vorschriften der Abgabenordnung als steuerbegünstigt an-
erkannt und mit öffentlichen Mitteln gefördertem inländischen Tierheim Lindau stammen und 
vom Halter von dort in seinem Haushalt aufgenommen wurden; die Steuerbefreiung wird hier 
für das Aufnahmejahr und dessen Folgejahr gewährt. Als Nachweis ist der Gemeindeverwal-
tung das Original des Tierübereignungsvertrages mit dem Tierheim vorzulegen. 
 
§ 6 Absatz 2 
Wird ein Hund aus einem nach den Vorschriften der Abgabenordnung als steuerbegünstigt 
anerkannten und mit öffentlichen Mitteln geförderten anderen inländischen Tierheim oder Tier-
asyl vom Halter von dort in seinen Haushalt aufgenommen, ermäßigt sich die Steuer für das 
Aufnahmejahr und das Folgejahr um die Hälfte. 
 
§ 9 
Die Steuerschuld ist mit der auf das Kalenderjahr entfallenden Steuer fällig am 1. April eines 
jeden Kalenderjahres. 
 
Im Gemeinderat wird diskutiert. Gemeinderätin Schmalzl schlägt vor, die Hundesteuer für ei-
nen Kampfhund auf 800 Euro anzuheben. Laut Information der Verwaltung gebe es derzeit 
keinen Kampfhund in der Gemeinde. Jedoch müsse dies geprüft werden, da regelmäßig in 
Schwarzenberg und auch Am Mühlgarten Hundehalter beim Spazierengehen mit vermeintli-
chen Kampfhunden gesehen werden. Der Vorsitzende teilt mit, dass diesbezüglich Anpassun-
gen in der Satzung vorgenommen werden (§ 10 Abs.1 und § 11). So müsse zukünftig auch 
Herkunft, Alter und Rasse ggf. unter Vorlage geeigneter Nachweise angegeben werden und 
die Gemeinde könne zur Überprüfung der Hundehaltungen Kontrollen durchführen und Aus-
künfte von Beteiligten und anderen Personen einholen. 
Gemeinderäte Gsell und Woll sprechen sich für höhere Sätze bei jedem zusätzlichen Hund 
aus. Sie regen an, die Steuer für Zweithunde auf 110 Euro und für jeden weiteren Hund auf 
130 Euro zu erhöhen.  
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Gemeinderat Müller plädiert für eine durchgehend 50 %ige Erhöhung und Gemeinderat Pfeif-
fer schlägt vor, die Satzung einfach in regelmäßigen Abständen zu prüfen. Der Vorsitzende 
empfiehlt eine Wiedervorlage in zwei Jahren.  
Gemeinderätin Schmalzl spricht sich zudem dafür aus, nicht nur bei Hunden, die aus dem 
Tierheim Lindau aufgenommen werden, die Steuerbefreiung für zwei Jahre (Aufnahme- und 
Folgejahr) zu gewähren sondern hier ausnahmslos alle inländischen Tierheime oder Tierasyle 
mit einzubeziehen. 
 
Die neu vorgeschlagene Hundesteuersatzung lautet wie folgt: 
 

Satzung für die Erhebung der Hundesteuer (Hundesteuersatzung – HStS) 
 
 

Auf Grund des Art. 3 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt die Gemeinde Hergatz 
folgende S a t z u n g : 

 
§ 1  

Steuertatbestand 
1Das Halten eines über vier Monate alten Hundes im Gemeindegebiet unterliegt einer gemeindlichen 
Jahresaufwandsteuer nach Maßgabe dieser Satzung. 2Maßgebend ist das Kalenderjahr. 

 
 

§ 2  
Steuerfreiheit 

Steuerfrei ist das Halten von 
1. Hunden allein zu Erwerbszwecken, insbesondere das Halten von 

a) Hunden in Tierhandlungen, 
b) Hunden, die zur Bewachung von zu Erwerbszwecken gehaltenen Herden notwendig sind und 
zu diesem Zwecke gehalten werden, 

2. Hunden des Deutschen Roten Kreuzes, des Arbeiter-Samariter-Bundes, des Malteser Hilfs-
dienstes, der Johanniter-Unfall-Hilfe oder des Technischen Hilfswerks, die ausschließlich der 
Durchführung der diesen Organisationen obliegenden Aufgaben dienen, 

3. Hunden ausschließlich zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben, 
4. Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierasylen oder ähnlichen Ein-

richtungen untergebracht sind, 
5. Hunden, die die für Rettungshunde vorgesehenen Prüfungen bestanden haben und als Ret-

tungshunde für den Zivilschutz, den Katastrophenschutz oder den Rettungsdienst zur Verfü-
gung stehen, 

6. Hunden, die für Blinde, Taube, Schwerhörige oder völlig Hilflose unentbehrlich sind. 
7. Hunden, die aus dem nach den Vorschriften der Abgabenordnung als steuerbegünstigt aner-

kannt und mit öffentlichen Mitteln geförderten inländischen Tierheimen oder Tierasylen stam-
men und vom Halter von dort in seinem Haushalt aufgenommen wurden; die Steuerbefreiung 
wird hier für das Aufnahmejahr und dessen Folgejahr gewährt. Als Nachweis ist der Gemeinde-
verwaltung das Original des Tierübereignungsvertrages mit dem Tierheim vorzulegen. 

 
 

§ 3  
Steuerschuldner, Haftung 

(1) 1Steuerschuldner ist der Halter des Hundes. 2Hundehalter ist, wer einen Hund im eigenen Interesse 
oder im Interesse seiner Haushalts- oder Betriebsangehörigen aufgenommen hat. 3Als Hundehalter 
gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder zum 
Anlernen hält. 4Alle in einen Haushalt oder einen Betrieb aufgenommenen Hunde gelten als von 
ihren Haltern gemeinsam gehalten. 

(2) Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, sind sie Gesamtschuldner. 
(3) Neben dem Hundehalter haftet der Eigentümer des Hundes für die Steuer. 

 
§ 4  

Wegfall der Steuerpflicht, Anrechnung 
(1) Die Steuerpflicht entfällt, wenn ihre Voraussetzungen in weniger als drei aufeinander folgenden 

Monaten im Kalenderjahr erfüllt werden. 
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(2) 1Tritt an die Stelle eines verstorbenen oder veräußerten Hundes, für den die Steuerpflicht im Kalen-
derjahr bereits entstanden und nicht nach Abs. 1 entfallen ist, bei demselben Halter ein anderer 
Hund, entfällt für dieses Kalenderjahr die weitere Steuerpflicht für den anderen Hund. 2Tritt in den 
Fällen des Satzes 1 an die Stelle eines verstorbenen oder veräußerten Hundes ein Kampfhund, 
entsteht für dieses Kalenderjahr hinsichtlich dieses Kampfhundes eine weitere Steuerpflicht mit ei-
nem Steuersatz in Höhe der Differenz aus dem erhöhten Steuersatz für Kampfhunde und dem Steu-
ersatz, der für den verstorbenen oder veräußerten Hund gegolten hat. 

(3) 1Ist die Steuerpflicht eines Hundehalters für das Halten eines Hundes für das Kalenderjahr oder für 
einen Teil des Kalenderjahres bereits in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland 
entstanden und nicht später wieder entfallen, ist die erhobene Steuer auf die Steuer anzurechnen, 
die dieser Hundehalter für das Kalenderjahr nach dieser Satzung zu zahlen hat. 2Mehrbeträge wer-
den nicht erstattet. 

§ 5  
Steuermaßstab und Steuersatz 

(1) 1Die Steuer beträgt 
für den ersten Hund      60 Euro, 
für den zweiten Hund     110 Euro, 
für jeden weiteren Hund    130 Euro 
für jeden Kampfhund    800 Euro, 
²Hunde, für die eine Steuerbefreiung nach § 2 gewährt wird, sind bei der Berechnung der Anzahl 
der Hunde nicht anzusetzen. 3Hunde, für die die Steuer nach § 6 ermäßigt wird, gelten als erste 
Hunde. 

(2)  1Kampfhunde sind Hunde, bei denen auf Grund rassenspezifischer Merkmale, Zucht und Ausbil-

dung von einer gesteigerten Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen oder Tieren 
auszugehen ist. 2Kampfhunde im Sinne dieser Vorschrift sind alle in § 1 der Verordnung über Hunde 
mit gesteigerter Aggressivität und Gefährlichkeit genannten Rassen und Gruppen von Hunden so-
wie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden, unabhängig von Nachweisen nach 
§ 1 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung über Hunde mit gesteigerter Aggressivität und Gefährlichkeit. 

 
§ 6 

Steuerermäßigung 
1Die Steuer ist um die Hälfte ermäßigt für 
1.  Hunde, die in Einöden gehalten werden. 2Als Einöde gilt ein Anwesen, dessen Wohngebäude 

mehr als 500 m Luftlinie von jedem anderen Wohngebäude entfernt sind. 
2.  Hunde, die von Forstbediensteten, Berufsjägern oder Inhabern eines Jagdscheines ausschließ-

lich oder überwiegend zur Ausübung der Jagd oder des Jagd- oder Forstschutzes gehalten 
werden, sofern nicht die Hundehaltung steuerfrei ist. 2Die Steuerermäßigung tritt nur ein, wenn 
die Hunde die Brauchbarkeitsprüfung oder eine ihr gleichgestellte Prüfung nach § 21 der Ver-
ordnung zur Ausführung des Bayerischen Jagdgesetzes mit Erfolg abgelegt haben. 
3Die Steuerermäßigung nach Satz 1 kann nur für jeweils einen Hund des Steuerpflichtigen be-
ansprucht werden. 4Sind sowohl die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 als auch des Satzes 
1 Nr. 2 erfüllt, wird die Steuer nur einmal ermäßigt. 
 

§ 7  
Allgemeine Bestimmungen für Steuerbefreiung  

und Steuerermäßigung 
(1)  1Steuerermäßigungen werden auf Antrag gewährt. 2Der Antrag ist bis zum Ende des Kalender-

jahres zu stellen, für das die Steuerermäßigung begehrt wird. 3In dem Antrag sind die Voraus-
setzungen für die Steuerermäßigung darzulegen und auf Verlangen der Gemeinde glaubhaft zu 
machen. 4Maßgebend für die Steuerermäßigung sind die Verhältnisse zu Beginn des Kalender-
jahres. 5Beginnt die Hundehaltung erst im Laufe des Kalenderjahres, ist dieser Zeitpunkt ent-
scheidend. 

(2) Für Kampfhunde wird keine Steuerbefreiung und keine Steuerermäßigung gewährt. 
 

§ 8  
Entstehen der Steuerpflicht 

Die Steuerpflicht entsteht mit Beginn des jeweiligen Kalenderjahres oder – wenn der Steuertatbestand 
erst im Verlauf eines Kalenderjahres verwirklicht wird – mit Beginn des Tages, an dem der Steuertatbe-
stand verwirklicht wird. 

§ 9  
Fälligkeit der Steuer 
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Die Steuerschuld wird erstmalig einen Monat nach der Bekanntgabe des Steuerbescheids fällig. Bis zur 
Bekanntgabe eines neuen Steuerbescheids ist die Steuer jeweils zum 01. April eines jeden Jahres fällig 
und ohne Aufforderung zu entrichten. 

§ 10 
 Anzeigepflichten und sonstige Pflichten 

(1)  Wer einen über vier Monate alten Hund hält, muss ihn innerhalb eines Monats nach Anschaf-
fung unter Angabe von Herkunft, Alter und Rasse sowie unter Angabe, ob die Hundehaltung zu 
einem Zweck im Sinne des § 2 erfolgt, und gegebenenfalls unter Vorlage geeigneter Nachweise 
der Gemeinde melden. 

(2)  Wer einen unter vier Monate alten Hund hält, muss ihn innerhalb eines Monats nach Vollendung 
des vierten Lebensmonats des Hundes unter Angabe von Herkunft, Alter und Rasse sowie unter 
Angabe, ob die Hundehaltung zu einem Zweck im Sinne des § 2 erfolgt, und gegebenenfalls 
unter Vorlage geeigneter Nachweise der Gemeinde melden. 

(3)  1Zur Kennzeichnung eines jeden angemeldeten Hundes gibt die Gemeinde eine Hundesteuer-
marke aus, die der Hund außerhalb der Wohnung des Hundehalters oder seines umfriedeten 
Grundbesitzes stets tragen muss. 2Der Hundehalter ist verpflichtet, einem Beauftragten der Ge-
meinde die Steuermarke auf Verlangen vorzuzeigen; werden andere Personen als der Hunde-
halter mit dem Hund angetroffen, sind auch diese Personen hierzu verpflichtet. 

(4)  1Der steuerpflichtige Hundehalter (§ 3) soll den Hund innerhalb eines Monats bei der Gemeinde 
abmelden, wenn er ihn veräußert oder sonst abgeschafft hat, wenn der Hund abhandengekom-
men oder tot ist oder wenn der Halter aus der Gemeinde weggezogen ist. 2Mit der Abmeldung 
des Hundes ist die noch vorhandene Hundesteuermarke an die Gemeinde zurückzugeben. 

(5) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung weg, ist das der 
Gemeinde innerhalb eines Monats nach Wegfall anzuzeigen. 

 
§ 11 

Steuerüberwachung 
Zur Überprüfung der Hundehaltungen und zur allgemeinen Aufnahme des Hundebestandes kann die 
Gemeinde nach Art. 13 Abs. 7 KAG in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 des Bayerischen Datenschutzge-
setzes Kontrollen durchführen und Auskünfte von Beteiligten und anderen Personen einholen. 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

(1)  Diese Hundesteuersatzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. 
(2)  Mit Ablauf des 31. Dezember 2021 tritt die Hundesteuersatzung vom 1. Januar 2016 außer 

Kraft. 
 
Hergatz, 06.12.2021 
Gemeinde Hergatz 
Oliver-Kersten Raab, Erster Bürgermeister 

 

Beschluss: 

 
Der Gemeinderat beschließt die neue Hundesteuersatzung in der vorliegenden Fassung mit 
Wirkung zum 01.01.2022. 
 

Abstimmungsergebnis:  12 : 0 (einstimmig genehmigt) 

 

 

 

TOP 5   
IT-Outsourcing 

hier: Beratung und Beschluss über die Überführung der IT in ein 

         Rechenzentrum 

AZ: 0473 

 

Die IT der Gemeindeverwaltung läuft bisher über einen lokalen Server im Rathaus. Server 
haben eine Lebensdauer von ca. 5 – 7 Jahren. Der aktuelle Server geht ins siebte Jahr und 
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wird kommendes Jahr nicht mehr unterstützt (Updates). Es bestehen zwei Möglichkeiten. Die 
bisherige Vorgehensweise mit einem lokalen Server wird beibehalten oder die IT-Infrastruktur 
wird in ein Rechenzentrum ausgelagert. In den folgenden Tabellen sind die Vor- und Nachteile 
der jeweiligen Variante aufgeführt. 
 

Vor-
teile 

lokale Lösung Outsourcing 

1 Daten im eigenen 
Haus 

Mit Glasfaser ebenso schneller Zugriff auf  
Rechenzentrum 

2 Unmittelbarer Zugriff 
auf die Technik 

Wartungsaufwand geringer (Updates automatisch, 
Festplatten müssen nicht mehr manuell gesichert  
werden) 

3  Datenschutz gesichert 

4  langfristig Personalfrage geklärt 

  keine Abhängigkeit von der Serverlebensdauer 

5  kostengünstiger 

 
Die Kostentabelle zeigt sich wie folgt: 
 
Einmalige Kosten 
 

Bezeichnung Lokale Lösung Outsourcing 

Hardwarekosten 20.725,80 Euro   2.750,00 Euro 

Softwarekosten   3.934,50 Euro          0,00 Euro 

Dienstleistungskosten 24.460,00 Euro 23.050,00 Euro 

Gesamtsumme netto 49.120,30 Euro 25.800,00 Euro 

Gesamtsumme brutto 58.453,16 Euro 30.702,00 Euro 

 
Monatliche Kosten 
 

Rechenzentrumsbetrieb Lokale Lösung Outsourcing 

Netzwerkbetreuung  1.000,00 Euro         0,00 Euro 

Stromkosten Server     100,00 Euro         0,00 Euro 

Updateservice     275,00 Euro         0,00 Euro 

Techn. Hotline     100,00 Euro         0,00 Euro 

Gesamtsumme netto  1.755,25 Euro  1.821,20 Euro 

Gesamtsumme brutto  2.088,75 Euro  2.167,23 Euro 

  
Der Vorsitzende informiert, dass die Rechenzentrumslösung eine Reihe von Vorteilen biete. 
Insbesondere könne dem Datenschutz besser Rechnung getragen werden, der Wartungsauf-
wand in der Verwaltung sinke, längerfristig gedacht entfalle auch die personelle Frage der 
Serverpflege im Rathaus und die Kosten fielen geringer aus. Bei der lokalen Lösung müsse in 
5 – 7 Jahren erneut entschieden werden, mit erneuten Anschaffungskosten. Insgesamt über-
wiegen die Vorteile des Outsourcings die lokale Lösung.  
 

Beschluss: 

 
Der Gemeinderat beschließt die Variante Outsourcing für die neue EDV-Ausstattung der Ge-
meinde Hergatz an die komuna GmbH. 
 

Abstimmungsergebnis:  12 : 0 (einstimmig genehmigt) 
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TOP 6   
Kita Dachgeschossausbau 

hier: Information zur Kostenfeststellung 

AZ: 423.80 

 

Die Kosten des Dachgeschossausbaus in der Kita wurden vollständig zusammengestellt. Die 
Kostenberechnung lag bei 474.663,51 Euro. Die Kostenfeststellung liegt bei 439.529,75 Euro. 
Details sind dem folgenden Dokument zu entnehmen: 
 

 
 
Der Vorsitzende teilt mit, dass trotz Nachträge eine Kostenersparnis von rd. 35.000 Euro erzielt 
wurde. Der Gemeinderat nimmt von dem positiven Ergebnis Kenntnis. Gemeinderat Zodel 
spricht hier ein großes Lob an den Architekten Auerbach aus. Dieser habe schon beim Krip-
pen-Neubau 2015 eine „finanzielle Punktlandung“ geschafft. Nun sogar günstiger zu bauen 
als geplant, sei bemerkenswert. Laut Herrn Achberger werde jetzt der Verwendungsnachweis 
für den Förderantrag gestellt. 
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TOP 7   
Bauanträge / Bauvoranfragen AZ: 0241 
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TOP 7.1   
Vorlage im Genehmigungsfreistellungsverfahren 24/2021 

hier: Einbau einer Dachgeschoßwohnung Anbau einer Außen- 

          treppe, Maria-Thann 25 

AZ: 6024.02 

  

Antragsteller: Lucia und Georg Hirenbach 
 Siggenreute 2, 88147 Achberg 
Bauort: Maria-Thann 25, 88145 Hergatz 
 Flst. Nr. 28/4, Gem. Maria-Thann 
Bauvorhaben: Einbau einer Dachgeschoßwohnung Anbau einer Außentreppe 

 

Herr Achberger informiert, dass das Vorhaben im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Ma-
ria-Thann“ liege und den Festsetzungen entspricht. Die Erschließung der Dachgeschosswoh-
nung erfolge über die Außentreppe. Zwei Stellplätze seien vorgesehen. Das Genehmigungs-
freistellungsverfahren werde eingeleitet. Der Gemeinderat nimmt davon Kenntnis. 
 

 

TOP 7.2   
Antrag auf Baugenehmigung 25/2021 

hier: Anbau an das best. Einfamilienhaus und Einbau von zwei 

         Dachgaupen, im Morgental 16 

AZ: 6024.04 

 

Antragsteller: Monika Merk-Hösch 
 Im Morgental 16, 88145 Hergatz 
Bauort: Im Morgental 16, 88145 Hergatz      
 Flst. Nr. 588/11, Gemarkung Wohmbrechts 
Bauvorhaben: Anbau an das bestehende Einfamilienhaus und Einbau von zwei 

Dachgaupen 
 
Herr Achberger informiert, dass hier zwei Befreiungen von den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes „Schwarzenberg“ erteilt werden müssen. Der Bebauungsplan sehe kein Flach-
dach und keine Dachgaupen vor. 
 

Beschluss: 

 
Der Gemeinderat erteilt das gemeindliche Einvernehmen für den Anbau an das bestehende 
Einfamilienhaus, Einbau von zwei Dachgaupen und die damit verbundenen Befreiungen von 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes „Schwarzenberg“ auf Flst. Nr.  588/11, Im Morgen-
tal 16, Gem. Wohmbrechts, 88145 Hergatz. 
 

Abstimmungsergebnis:  12 : 0 (einstimmig genehmigt) 

 

 

 

TOP 7.3   
Antrag auf Baugenehmigung 26/2021 

hier: Abbruch des baufälligen Wohnteils und Wiederaufbau als 

         Wohngebäude mit 3 Wohnungen, Im Eichenstock 1 

AZ: 6024.04 

 

Antragsteller: Raimund Kiechle 
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 Im Eichenstock 1 ½, 88145 Hergatz 
Bauort: Im Eichenstock 1, 88145 Hergatz 
 Flst. Nr. 102, Gemarkung Maria-Thann 
Bauvorhaben: Abbruch des baufälligen Wohnteils und Wiederaufbau als Wohnge-

bäude mit 3 Wohnungen 
 
Herr Achberger teilt mit, dass das Bauvorhaben im Außenbereich liegt (§ 35 BauGB). Der 
Bauherr habe die Umsetzung des Bauvorhabens bereits vorab mit dem Kreisbauamt abge-
klärt. 
 
Beschluss: 

 
Der Gemeinderat erteilt das gemeindliche Einvernehmen für den Abbruch des baufälligen 
Wohnteils und Wiederaufbau als Wohngebäude mit 3 Wohnungen auf Flst. Nr.  102, Im Ei-
chenstock 1, Gemarkung Maria-Thann, 88145 Hergatz. 
 

Abstimmungsergebnis:  12 : 0 (einstimmig genehmigt) 

 

 

TOP 8   
Bekanntgabe der in der nicht öffentlichen Sitzung vom 04.10.2021 

gefassten Beschlüsse 

AZ: 0241 

 

Der Vorsitzende gibt vier Beschlüsse bekannt: 
 
Der Gemeinderat beauftragte die Verwaltung mit der Einholung von Angeboten für den Rück-
bau des Bodenmüllerhauses und der Stellung des Förderantrages hierzu. 
 
Die Beratungs- und Planungsleistungen im Rahmen der GigaBit Förderung des Bundes (frei-
berufliche Dienstleistungen) ab 2021 in Höhe von 12.750,00 € wurden an das Ingenieurbüro 
Ledermann in Freising vergeben. 
 
Die Baumeisterarbeiten im Werkraum der Grundschule in Wohmbrechts wurden an die Firma 
Lehnert, Heimenkirch zu einem Angebotspreis in Höhe von 9.893,66 € brutto vergeben. 
 
Der Gemeinderat genehmigte die Anschaffung von zwei Hochhubwagen für die Feuerwehren 
Maria-Thann und Wohmbrechts, Modell EXV12I von der Firma Still zum Angebotspreis in 
Höhe von 15.800 € netto (je 7.900 €). 
 

 

TOP 9   
Sonstiges / Anträge         - entfällt - AZ: 0241 

 

Ende des öffentlichen Sitzungsteils um 20:40 Uhr. 

 

 

 

Der Vorsitzende Schriftführerin 

Erster Bürgermeister Oliver-Kersten Raab Andrea Steffey 

 


